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Schuldlose Dogmatik?

Uberleglfngen im Anschluß an George P. Fletcher:
»>Ordinary Language Philosophy<

und die Neubegründung der Strafrechtsdogmatik«.:f

1. Dogmatik als Methode des Verstehens

Der deutschsprachigen Diskussion zwischen Rechtswissenschaft-
lern und Sozialwissenschaftlern über Sinn und Zweck der juristi-
schen Dogmatik liegen häufig eigentümliche Charakterisierungen
ihres Diskussionsgegenstandes zugrunde: Während für die einen
die Dogmatik ein in jahrhundertelanger Bemühung entwickeltes
fein gesponnenes System wissenschaftlicher Begriffe und Theo-
rien ist, das eine gesellschaftlich angemessene Lösung juristischer
Probleme garantiert und an dessen einzelnen Elementen man nur
mit äußerster Vorsicht Veränderungen vornehmen darf, um die
Ästhetik des kunstvollen Baus nicht insgesamt zu gefährden, gilt
sie den anderen als ein gigantisches Luftschloß, in dessen verwin-
kelten Gängen und geheimnisvollen Zimmerfluchten die Juristen
in weiter Realitätsferne Scheinproblemen nachspüren und so eine
wirklichkeitsbezogene und politisch vertretbare Behandlung so-
zialer Konflikte verhindern. Diese der Sache nach sehr unter-
schiedlichen Einschätzungen gehen in ihrer Form wohl auf eine
gemeinsame, in der deutschen geisteswissenschaftlichenTradition
begründeten Tendenz zurück, soziale Institutionen nicht nüch-
tern im Hinblick auf ihre gesellschaftlichen Zwecke und empiri-
sche Wirkungen zu analysieren und zu beurteilen, sondern sie als
Selbstzweck zu stilisieren und im Rahmen einer deshalb wenig
fundierten, dafür aber mit großer subjektiver Gewißheit verbun-
denen Bewertung entweder zu verklären oder zu verdammen.

Im Gegensatz dazu konzentriert sich Fletcher auf diejenigen

* Für Diskussion und Kritik danke ich Lothar Kuhlen, Anton Leist und
Dieter Mans.
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Fragen, die bei einer Untersuchung über Aufgabe und Eigen-
schaften juristischer Dogmatik sinnvollerweise im Zentrum ste-
hen sollten und die im Kern sehr einfach zu formulieren sind:
Welche Zwecke soll eine juristische Dogmatik erfüllen? Sind
diese Zwecke legitim und relevant? Ist die Dogmatik generell und
in ihrem momentanen Zustand ein angemessenes Mittel, um diese
Zwecke zu realisieren?

In Zusammenhang mit diesen Fragestellungen vertritt Fletcher
die These, daß eine Orientierung der Strafrechtsdogmatik an den
Methoden der .Ordinary Language Philosophy« zu ihrer .Neu-
begründung« führen könne und damit zu einer adäquaten Reali-
sierung der mit den Mitteln der Dogmatik angestrebten Ziele. Bei'
seiner Argumentation geht Fletcher von folgenden Prämissen
aus:

I. Im Strafrecht geht es darum, »Urteile zu fällen und Gewalt im
Namen des Staates auszuüben« (r95)' Angesichts der drastischen
Konsequenzen strafrechtlicher Interventionen benötigt man eine
hinreichend sichere Grundlage um »alle möglichen Fälle zu ent-
scheiden« (r95), d. h. man braucht eine präzise Methode um die
Grundbegriffe des Strafrechts zu »verstehen« (185) und sie im
Sinne des Gesetzes auf den Einzelfall anwenden zu können.

2. Die Dogmatik ist die beste Methode zum Verstehen straf-
rechtlicher Grundbegriffe, da sie - im Gegensatz etwa zum
»funktionalen Denken« - diese Begriffe »nicht vom Standpunkt
der Zweckmäßigkeit, sondern vom Standpunkt ihres Seins«(185)
versteht.

3. Das Vorbild für eine solcherart an dem »Sein« der Begriffe
orientierte Methode des Verstehens findet man in den begriffli-
chen Differenzierungen der Umgangssprache. Die Philosophie
der normalen Sprache hat gezeigt, daß »durch die Erforschung
des alltäglichen Sprachgebrauchs« die der Sprache innewohnen-
den sachlich relevanten Unterschiede erkannt werden können.

Man findet also »schon in unserer Sprache die begrifflichen
Bausteine einer Strafrechtsdogmatik verankert« (r89).

Zunächst einmal ist festzustellen, daß die von Fletcher vorge-
nommene Charakterisierung der Dogmatik als eine Methode des
Verstehens rechtlicher Begriffe eine klärende und vereinfachende
Wirkung auf die kontroverse Diskussion um den Stellenwert
dogmatischer Systeme in den Rechtswissenschaften haben kann.
Sie enthält einerseits eine genaue Angabe des Zwecks, dem eine
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juristische Dogmatik dienen soll, andererseits ermöglicht sie eine
nach wissenschaftlichen Kriterien geführte Untersuchung, inwie-
weit die Dogmatik generell und im einzelnen diesen Zweck
realisieren kann. Juristische Dogmatik läßt sich dann weder
gegenüber sachlich und begrifflich zweckmäßigen Veränderun-
gen des Rechts immunisieren, noch kann man sie vorschnell als
überflüssiges formales Konstrukt abtun, solange man an einer
möglichst genauen Explikation rechtlicher Begriffe (und damit
der realen Voraussetzungen rechtlicher Interventionen) noch
festhalten will.

Die Folgerungen, die Fletcher aus seiner m. E. zutreffenden
Auffassung der Dogmatik als einer Methode des Verstehens
zieht, sind aber in ihrer Gewichtung zumindest irreführend, denn
weder läßt sich sinnvollerweise fordern, daß eine rechtliche Me-
thode des Verstehens die Begriffe vom Standpunkt ihres Seins
und nicht ihrer Zweckmäßigkeit interpretieren soll, noch liefert
eine Erforschung der Alltagssprache - außer in einem sehr ele-
mentaren und schwachen Sinn - die begrifflichen Bausteine einer
Strafrechtsdogmatik.

Um diese Kritik zu begrÜnden möchte ich zunächst die Defini-
tion von Dogmatik als eine Methode des Verstehens rechtlicher
Begriffe etwas eingrenzen und damit präzisieren. Ich schlagevor,
juristische Dogmatik als Explikation der Bedeutungsregeln recht-
licher Begriffe aufzufassen. Der Zweck einer solchen Explikation
ist die Gewährleistung und Erhöhung der Rechtssicherheit, in-
dem durch eine möglichst präzise Interpretation der Bedeutung
juristischer Begriffe die empirischen Bedingungen festgelegt wer-
den, unter denen staatliches Handeln einer bestimmten Art er-
wartet werden kann. Um einem möglichen Mißverständnis vor-
zubeugen: Eine Bedeutungsexplikation führt weder in der juristi-
schen Dogmatik noch in anderen wissenschaftlichen Gebieten zu
einer Reduktion theoretischer Begriffe auf »operationale Defini-
tionen«, durch die eine Subsumtion des Einzelfalls bei Vorliegen
bestimmter Daten aufgrund eines einfachen deduktiv-logischen
Schlusses durchführbar wäre. Es handelt sich vielmehr meistens
um eine Erläuterung von Begriffen durch ihre Eingliederung in
eine mehr oder minder komplexe Theorie. Eine Auffassung der
Dogmatik als Bedeutungsexplikation rechtlicher Begriffe impli-
ziert deshalb nicht die Leugnung eines Ermessensspielraums in
der Rechtsanwendung, durch den beispielsweise aufgrund von
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richterlichen Alltagstheorien eine »selektive Zuschreibung« von
juristischen Prädikaten möglich ist. Eine solche Auffassung setzt
aber allerdings voraus, daß diese Spielräume durch eine Angabe
von Bedeutungsregeln eingeengt werden können und der Ge-
brauch und die Zuschreibung rechtlicher Begriffe nichts prinzi-
piell willkürliches oder beliebiges ist.

Wenn juristische Dogmatik sinnvoll als Bedeutungsexplikation
rechtlicher Begriffe charakterisiert werden kann, wie ist dann die
Behauptung oder Forderung Fletchers zu bewerten, eine solche
Dogmatik müsse diese Begriffe "nicht vom Standpunkt der
Zweckmäßigkeit, sondern vom Standpunkt ihres Seins« verste-
hen? Der Versuch, einen Begriff »vom Standpunkt seines Seins«
zu interpretieren, setzt im allgemeinen die Annahme voraus, daß
jedem Begriff unserer Sprache eine ontologische »Substanz« ent-
spreche,daß es alsoso etwaswieein »Wesen« des Begriffs geben
müsse. übersetzt man diese Annahme in die Definition für
Dogmatik, hieße das, daß es eine und nur eine Menge von
Bedeutungsregeln für einen rechtlichen Begriff geben kann, die
ihm »wesensmäßig«entspricht, oder wie Juristen gerne sagen: die
»sachlogisch« richtig ist.
Diese Auffassung der Bedeutung sprachlicher Begriffe scheint

mir weder als Analyse richtig noch als Forderung sinnvoll zu
sein. Sie muß zudem bei einem Autor erstaunen, der sich - wie
Fletcher - auf die normalsprachliche Philosophie beruft, der man
eine ontologisierende Deutung der Sprache nun wirklich nicht
vorwerfen kann. Jede Sprache - und das gilt insbesondere für
wissenschaftliche, wie die juristische - dient bestimmten Zwek-
ken oder wird für solche Zwecke entwickelt. Die Tatsache, daß es
schon im Alltag keine einheitliche Umgangssprache gibt, daß
stark voneinander abweichende Fachsprachen und Theorienspra-
chen existieren, zeigt nachdrÜcklich, daß man sich die große
Flexibilität der semantischen und syntaktischen Sprachregeln ge-
rade im Hinblick auf spezifische Zwecke zunutze macht und
zunutze machen kann. An syntaktischen Strukturen oder Be-
griffsextensionen »sprachspielunabhängig« festhalten zu wollen
würde die Möglichkeiten und Vorteile einer freien Wahl der
Sprachformen unnötigerweise zunichte machen. Dieses »Tole-
ranzprinzip« (Carnap) ist andererseits durchaus vereinbar mit
einer realistischenAuffassung von Sprache, wonach sprachliche
Begriffe eine sprachunabhängige Realität wiedergeben. Zwar

199



können wir die Definitionen und Bedeutungspostulate für unsere
sprachlichen Prädikate frei wählen, aber wir beziehen uns dabei
auf empirische Sachverhalte, und ob wir unseren Begriffen eine
sinnvolle oder unsinnige Bedeutung gegeben haben, hängt von
empirischen Fakten und Gesetzen ab und ist nicht unserer Will-
kür überlassen. In diesem Sinne muß sich auch die Sprache der
Dogmatik an der ,.Natur der Sache« orientieren, denn einerseits
kann man zwar dafür plädieren, einen spezifisch auf juristische
Zwecke zugeschnittenen Vorsatz-Begriff einzuführen, anderer-
seits ist ein solcher Begriff nur solange sinnvoll, wie er die
empirischen Eigenschaften menschlicher Handlungen ausrei-
chend berücksichtigt. Die von Fletcher unterstützte Forderung,
,.durch eine Neubegründung begrifflicher Erkenntnisse den Ein-
fluß rechtspolitischer Erwägungen in der Rechtsprechung auf ein
Mindestmaß zu beschränken« (191), geht deshalb von einer
falsch formulierten Alternative aus: Die Begründung einer ange-
messenen juristischen Sprache und rechtspolitische Erwägungen
schließen einander nicht aus, sondern bedingen sich. Ohne eine
rechtspolitische Anleitung kann die Einführung und Entwicklung
rechtlicher Begriffe und Theorien dem Zweck, den sie dienen
sollen, nicht gerecht werden. Vernünftige Rechtspolitik verzich-
tet aber nicht auf die Angemessenheit der juristischen Sprache im
Hinblick auf außerrechtliche Tatsachen, sondern fordert sie.

Auf dem Hintergrund dieser überlegungen muß man die Er-
folgsaussicht, eine ,.Neubegründung« der strafrechtsdogmati-
schen Grundbegriffe durch eine Erforschung des alltäglichen
Sprachgebrauchs anzustreben - wie es Fletcher vorschlägt -, als
äußerst gering veranschlagen. Die Umgangssprache dient in sehr
unterschiedlichen Kontexten disparaten Zwecken und ihre Be-
griffe sind dementsprechend vage und vieldeutig. Das ist für die
Bedürfnisse des Alltags kein Nachteil, sondern ein Vorteil. Aber
aus der Differenzierungsfähigkeit und Anpassungsfähigkeit der
normalen Sprache kann man nicht schließen, daß"sie in optimaler
Weise auch für wissenschaftliche Ziele ausgebildet ist. Zwar ist
unbestreitbar, daß wir bei der Formulierung einer wissenschaftli-
chen Sprache an die alltägliche Begriffe und ihre Bedeutungen
anknüpfen und sicherlich gibt es auch Fälle, in denen eine Erfor-
schung des alltäglichen Sprachgebrauchs uns einen Hinweis für
eine auch wissenschaftlich relevante Unterscheidung geben kann,
aber generell wird man wohl davon ausgehen können, daß wir

uns je nach der Spezifität des Zwecks, den wir bei der Formulie-
rung einer Sprache verfolgen, mehr oder minder weit von den
syntaktischen Regeln und dem semantischen Gehalt der Um-
gangssprache entfernen müssen. Das mag für die juristische Dog-
matik weniger stark zutreffen als beispielsweisefür die Physik. In
beiden Fällen ist das Prinzip aber das gleiche: Man muß überprü-
fen, inwieweit die entwickelte Sprachform den für den jeweiligen
Bereich geltenden Zwecken gerecht wird.

Dieses Problem wird auch an den Beispielen deutlich, die
Fletcher als Beleg für seine These heranzieht. So stimmt er Hart
und Honore darin bei, »daß der Begriff der Ursache wie der
alltägliche Gebrauch des Wortes >Ursache<zu interpretieren ist«
(190). Nach dieser Methode käme man zu dem Ergebnis, ,.daß
auch Unterlassungen kausal sein können« (190), da »es doch
Fälle gibt, in denen der durchschnittliche Bürger ein Ereignis
durch einen Hinweis auf eine Unterlassung erklären würde«. Den
Wert dieser Erkenntnis umschreibt Fletcher so: »Wenn die Kau-
salität im regelmäßigen Sprachgebrauch verankert wäre, wäre sie
wieder als Naturtatsache zu erkennen. Und dann müssen die
Versuche scheitern, die begriffliche Bestimmung der Kausalität in
eine rechtspolitische Frage umzuwandeln.« (191) Leider begrün-
det Fletcher nicht, wieso ausgerechnet der alltägliche Sprachge-
brauch (und nicht der naturwissenschaftliche oder philosophi-
sche) Kausalität als »Naturtatsache« erkennen läßt. Seine Forde-
rung allerdings, eine wissenschaftliche Definition des Kausalprin-
zips sklavisch an den Sprachgebrauch des »durchschnittlichen
Bürgers« zu binden, würde zu absurden Konsequenzen führen.
Warum soll es z. B. verboten sein, in der Wissenschaftstheorie
(oder in der Rechtswissenschaft) ein allgemeines Kausalschema
zu formulieren, in denen Unterlassungen nicht Ursachen für
Ereignisse sein können, wenn dies der Klarheit und Systematik
des Schemas nützt und es mit den Erkenntnissen der empirischen
Wissenschaften konsistent ist? Hier könnte nur ein kurzsichtiger
Essemialismus Einspruch erheben, der zu allem überHuß das
»Wesen« der Dinge allein im alltäglichen Sprachgebrauch ange-
messen repräsentiert sieht.

Nun weiß freilich auch Fletcher, daß eine Analyse der Um-
gangssprache allein nicht hinreichend sein kann, um die straf-
rechtliche Dogmatik zu begründen: ,.Unsere alltägliche Sprache
enthält Begriffe, aber keine Lehren. Um juristische Probleme zu
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bewältigen entwickelt man Lehren, wie die Tatbestandslehre und
die normative Schuldlehre. Innerhalb dieser Lehren sind Unter-
scheidungen nur insoweit wichtig, als sie zu konkreten Lösungen
beitragen (I94) . . . Innerhalb der Dogmatik spielen Erwägungen
eine wesentliche Rolle, die unseren alltäglichen Sprachgebrauch
gar nicht beeinflussen (195) . . . Der normale Sprachgebrauch
liefert die Bausteine eines Systems; aber das System als solches
verlangt viel mehr,« (195) Diese Äußerungen - die auf den ersten
Blick meinen Einwänden entgegenkommen zu scheinen - setzen
eine unhaltbare Bedeutungstheorie voraus. Danach hätten die
umgangsprachlichen Begriffe eine kontextunabhängige, festste-
hende Bedeutung, die durch eine Analyse der Normalsprache
festgestellt werden kann. Diese Begriffe könnten dann zusammen
mit ihren fixierten Bedeutungen ohne Veränderungen - wie Bau-
steine - zur Konstruktion der unterschiedlichsten Gebäude ver-
wendet werden. In Wirklichkeit aber ist eine solche Fixierung
kontextUnabhängiger Bedeutungen weder in der Umgangsspra-
che noch in der Wissenschaftssprache möglich oder erstrebens-
wert. Gerade auch die Begriffe der alltäglichen Sprache variieren
ihre Bedeutung in Abhängigkeit von Situationen und den »Leh-
ren« - Alltagstheorien -, in denen sie eingebettet sind. Deshalb ist
die Vorstellung falsch, daß man diese Begriffe sozusagen unver-
sehrt aus ihrem Bezugsrahmen herauslösen und sie in den ganz
andersartigen Kontext strafrechtsdogmatischer Lehren quasi
transplantieren könnte. Die Alltagssprache liefert uns nicht die
Bausteine für ein strafrechtsdogmatisches System, sondern allen-
falls den Steinbruch.

Wenn meine kritischen überlegungen zu dem Text von Fleteher
richtig sind, dann hat die juristische Dogmatik als Explikation der
Bedeutungsregeln rechtlicher Begriffe eine weitgehend konstruk-
tive Aufgabe. Es geht dann nicht um ein ,,verständnis« der
irgendwie gegebenen Bedeutung juristischer Prädikate, sondern
um ihre inhaltliche Interpretation und Konkretisierung unter
dem Gesichtspunkt der rechtspolitischen Zweckmäßigkeit. Ei-
nige damit zusammenhängende Probleme möchte ich im folgen-
den anhand des strafrechtlichen Grundbegriffs der Schuld disku-
tieren. Es sollte in diesem Zusammenhang deutlich werden, daß
eine Orientierung der Strafrechtsdogmatik an Umgangssprache
und Alltagstheorien auch aus anderen als den genannten Gründen
fragwürdig sein kann.

2. Dogmatik und SchuldbegriH

2. [ Metaphysische und wissenschaftliche Rechtfertigung
des Schuldprinzips
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Wenn in den letzten Jahren oder Jahrzehnten kritisch über den
Schuldbegriff und die Schuldvergeltungstheorie im Strafrecht dis-
kutiert wurde, so wurde häufig auf ihre Herkunft und Abhängig-
keit von metaphysischen philosophischen Theorien hingewiesen.
Wenn man mal davon ausgeht - was freilich in der deutschen
Rechtswissenschaft keineswegs allgemein verbreiteter Ansicht
entspricht -, daß die Grundlagen und Grenzen staatlicher Hand-
lungsmöglichkeiten nicht von wissenschaftlich unüberprüfbaren
überzeugungen und pseudophilosophischen Weltanschauungen
bestimmt sein sollen, dann scheint der von Fleteher vorgeschlage-
ne normal-sprachliche Ansatz einen Ausweg zumindest aus die-
ser fatalen Abhängigkeit bieten zu können. Indem man die straf-
rechtlichen Begriffe und dogmatischen Auslegungen an dem Vor-
bild der Alltagssprache orientiert, kann man die fragwürdigen
Fundamente einer überholten Philosophie verlassen und den
festen Boden einer Sprache betreten, deren Begriffsbildungen und
Differenzierungsweisen sich in einer jahrtausendealten Geschich-
te als höchst effektives und realitätsgerechtes Instrumentarium
erwiesen haben.

Dieser Vorschlag ginge aber von einer Prämisse aus, die leider
falsch ist: daß es nämlich keine metaphysischen Alltagsbegriffe
und keine metaphysischen Alltagstheorien gebe. Gerade in dem
hier relevanten Bereich des abweichenden sozialen Verhaltens ist

die Umgangssprache und das ihr entsprechende alltägliche Han-
deln eine Domäne unaufgeklärter begrifflicher Typisierungen,
irrationaler überzeugungen und unkontrollierter Reaktionen.
Würde man die rechtswissenschaftliche Begriffsbildung unbese-
hen an der Umgangssprache orientieren, dann käme man insbe-
sondere im Hinblick auf Begriffe wie »Schuld«, »Vergeltung«,
»Sühne«, »Freiheit« oder »Verantwortlichkeit« vom Regen der
metaphysischen Philosophie in die Traufe der metaphysischen
Alltagstheorie, wobei es sicherlich schwerfällt, mögliche Vor-
und Nachteile gegeneinander abzuwägen.

Eine rationale oder auf Rationalisierung bedachte Rechtswissen-
schaft hat sich also sowohl von der philosophischen wie von der
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alltäglichen Metaphysik zu befreien und sich an Kriterien zu
orientieren, denen eine überprüfbare politische Legitimation
staatlicher Institutionen und eine adäquate wissenschaftliche Be-
griffs- und Theoriebildung unterworfen werden müssen. Das
hieße vor allem:

I. Der Zweck staatlichen Handelns im kriminalrechtlichen Be-
reich darf nur in der Herbeiführung bzw. Verhinderung be-
stimmter empirisch-sozialer Sachverhalte bestehen (Schutz von
»Rechtsgütern«). Das bedeutet, daß staatliche Interventionen als
Mittel zur Realisierung empirischer Zwecke einer realwissen-
schaftlichen überprüfung und Erfolgskontrolle unterzogen wer-
den können und damit auf ein Gebiet beschränkt bleiben, für das
intersubjektiv nachvollziehbare Beurteilungsmaßstäbe existieren.

2. Die rechtswissenschaftlichen Begriffe und Theorien und ihre
dogmatische Explikation müssen einen im Hinblick auf die
Zwecke kriminalrechtlicher Institutionen hinreichenden Grad an
Differenziertheit und Bestimmtheit erreichen. Durch sie müssen
die empirischen Bedingungen festgelegt werden, unter denen der
Einsatz kriminalrechtlicher Mittel zweckmäßig und zulässig ist.

Eine Rationalisierung der Rechtswissenschaft in diesem Sinn
bedeutet per se weder eine »Effektivierung« des Rechtssystems
unter dem Gesichtspunkt problematischer gesellschaftspoliti-
scher Ziele, noch seine Emanzipation von solchen Zielen. Unter
Rationalisierung soll hier nur verstanden werden, daß die krimi-
nalrechtlichen Interventionen des Staates Art und Umfang nach
mit Argumenten begründet werden, die einer theoretischen und
empirischen überprüfung und Kritik ausgesetzt werden können.
Welche Ziele mit welchen Methoden dabei erreicht werden sollen,
bleibt zunächst offen; es werden nur bestimmte Ziele und Metho-
den ausgeschlossen,insofern sie die Minimalbedingungen rationa-
ler Diskutierbarkeit nicht erfüllen.

Nach den Kriterien der gesellschaftlichen Zweckmäßigkeit
rechtlicher Institutionen und der semantischen Bestimmtheit juri-
stischer Begriffe erfüllt ein klassisches Schuldstrafrecht diese Mi-
nimalbedingungen nicht:

I. Ein klassisches Schuldstrafrecht verletzt das Prinzip, daß der
Zweck rechtlicher Institutionen nur in der Herbeiführung bzw.
Verhinderung bestimmter empirisch beschreibbarer, gesellschaft-
licher Sachverhalte bestehen soll. »Schuldausgleich« oder
»Schuldvergeltung« sind keine empirischen Sachverhalte, sondern
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metaphysische Ideen. Insofern sie mit empirischen Sachverhalten
korreliert werden (»Auge um Auge«), dient das nur dem Zweck,
einen empirischen Indikator für die Realisierung des eigentlichen,
nicht-empirischen Ziels zu gewinnen.

2. Der klassische Schuldbegriff mit seinen Konnotationen des
»Andershandelnkönnens«, des "Dafürkönnens«, der »freienWiI-
lensentscheidung« ist ein semantisch unbestimmter, metaphysi-
scher Begriff, denn obwohl er eine Beurteilung empirischer
Handlungen ermöglichen soll, ist der Schuldbegriff empirisch
nicht interpretierbar: »Ob sich der Täter im Augenblick der Tat
hätte anders entscheiden können, das läßt sich im empirischen
Bereich nicht klären.« (Nowakowski 1957, 57)

Der Unbestimmtheit des klassischen strafrechtlichen Schuldbe-
griffs entspricht die Vagheit und relative Willkürlichkeit seines
alltäglichen Gebrauchs. Bei der umgangssprachlichen Verwen-
dung des Schuldbegriffs kann weder ein einheitlicher Zweck, der
mit dem jeweiligen Schuldvorwurf verfolgt würde, festgestellt
werden, noch eine konsistente Menge von Regeln angegeben
werden, nach denen einer Person »Schuld« zugeschrieben wird.
Es gibt also weder eine eindeUtigeAntwort auf die Frage, warum
man im Alltag jemand beschuldigt, noch aufgrund welcher Be-
dingungen man ihn beschuldigt, d. h. welche empirischen Eigen-
schaften eine Handlung oder eine Person haben muß, damit man'
sie für die Konsequenzen ihrer Handlung »verantwortlich«
macht (vgI. Bierbrauer/Haffke 1978, 1}0ff.). Dieses Phänomen
ist nach der Voraussetzung nicht überraschend, da der Schuldbe-
griff als metaphysischer, d. h. empirisch nicht deutbarer Begriff
selber keine Anhaltspunkte für eine konsistente und korrekte
Verwendung bietet. Die Konsequenz ist, daß eine empirische
Interpretation dieses Begriffs de facto durch seinen mehr oder
minder willkürlichen Gebrauch vorgenommen wird, ohne daß
Kriterien für eine eindeutige Interpretation des Schuldbegriffs
vorhanden wären. Das gleiche Phänomen ist für den strafrechtli-
chen Schuldbegriff nachweisbar: Zwar scheint es so, als ob die
juristische Dogmatik durch eine Bedeutungsexplikation nur be-
stimmte Konsequenzen des semantischen Gehalts des Schuldbe-
griffs klärt, tatsächlich kann sie ihm eine bestimmte empirische
Interpretation - seine konkrete strafrechtliche »Ausgestaltung« -
erst durch eine Heranziehung externer, z. B. präventiver Ge-
sichtspunkte geben. Was sich so im nachhinein als Folge der
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Anwendung des Schuldprinzips im Strafrecht darstellt, ist in
Wirklichkeit das Resultat einer vor allem an kriminalpolitischen
Erwägungen orientierten Festsetzung, die sich unter dem nahezu
beliebig dehnbaren Mantel des Schuldprinzips verbirgt.

Doch bevor ich im einzelnen auf die Probleme einer strafrechtli-
chen Interpretation des Schuldbegriffs eingehe, erscheint es mir
sinnvoll, den Frontverlauf in der heutigen Diskussion über das
Schuldprinzip zu klären. Im Lager derjenigen, die für eine Beibe-
haltung des Schuldprinzips im Strafrecht plädieren, kann man
- idealtypisch - zwei Positionen unterscheiden:

(I) Die Vertreter einer metaphysischen Schuldtheorie, die sich
mehr oder minder modifiziert an absoluten Straftheorien orien-
tieren und das Schuldprinzip als Legitimationsgrundlage und
Maßprinzip für staatliches Handeln im Strafrecht unabhängig von
kriminal- und gesellschaftspolitischen Zweckerwägungen für
notwendig halten. Zwar wird im allgemeinen zugestanden, daß
die Schuld eines Täters nur die notwendige Voraussetzung für
seine Strafbarkeit ist und zusätzliche Zwecküberlegungen hinzu-
kommen müssen, um einen strafrechtlichen Eingriff zu begrün-
den und die konkrete Ausgestaltung der Strafe zu entscheiden
- das mache den »fragmentarischen« Charakter des Strafrechts
aus -j wesentlich für diese Position ist aber, daß der Sinn des
Schuldprinzips nicht auf Zweckerwägungen zurückführbar ist,
sondern gesellschaftspolitischen Zielen sogar entgegengesetzt sein
kann. Das Schuldprinzip soll den möglichst unverrückbaren Rah-
men festlegen, innerhalb dessen kriminalpolitische Zwecke, seien
sie general- oder spezialpräventiver Natur, verfolgt werden kön-
nen. Gerechtigkeit versteht sich im Rahmen dieser Position nicht
als Dienst an den Interessen der Mitglieder einer Gesellschaft,
»sondern ausschließlich metaphysisch als Dienst an einer Idee«
(Nowakowski 1957, 68).

(II) Die Vertreter einer wissenschaftlich geläuterten Schuldtheo-
rie, die sich in der Tradition der Aufklärung und der »modernen«
Strafrechtsschule sehen und als Legitimationsgrundlage des Straf-
rechts allein den kriminalpolitischen Zweck des Rechtsgüter-
schutzes betrachten. Siebegründen ihr Festhalten am Schuldprin-
zip nicht mit seiner »absoluten« ethischen oder metaphysischen
Geltung, sondern ausschließlich im Hinblick auf seinen Beitrag
für die Realisierung rechtspolitischer Ziele. Sie fordern, daß sich
die Diskussion auf die Frage konzentriert, »welches die Funktio-
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nen sind, die das Schuldprinzip in unserer Gesellschaft bei der
Abwicklung des Bruches strafrechtlich geschützter Normen er-
füllt, und ob oder inwieweit man es in diesen seinen Funktionen
entweder entbehren oder aber adäquat ersetzen kann« (Straten-
werth 1977, 7). Indem man das Schuldprinzip mit der Behaup-
tung verteidigt, es sei das beste Mittel zur Erreichung eines
angebbaren Zwecks, entkleidet man es seines Einmaligkeitsan-
spruchs und macht es einem Vergleich mit möglichen funktiona-
len Äquivalenten auf der Grundlage wissenschaftlicher Zweck-
Mittel überlegungen zugänglich.

Im folgenden möchte ich mich mit Position (I) nicht auseinan-
dersetzen. Man könnte hier nur Argumente zum x-ten Male
wiederholen, die bereits von v. Liszt vollständig und prägnant
formuliert worden sind. Die Auffassung von der durch Zweck-
mäßigkeitserwägungen unangreifbaren Geltung des Schuldprin-
zips ist ein Beispiel für den Fortbestand metaphysischer und
irrationaler überzeugungen innerhalb der Rechtswissenschaft. So
wie hier die Schuld als ein Phänomen der realen Welt in die Köpfe
der Philosophen und Juristen abwanderte, erging es auch der
Menschenwürde, die angeblich erst durch ein reines Schuldstraf-
recht zu garantieren sei: Solange sie der Idee nach gewahrt blieb,
konnte man über die reale Behandlung eines Delinquenten groß-
zügig hinwegsehen. Die Todesstrafe kann hier noch als Ausdruck
des Respekts vor dem »intelligiblen Charakter« des Rechtsbre-
chers mit Genugtuung akzeptiert werden, während man sich von
einer »erzwungenen« Resozialisierung mit Erschaudern abwen-
det, da hier die Person des Verbrechers zu einem bloßen Objekt
denaturiert werde.

Im weiteren geht es allein um die Frage, ob es unabhängig von
solchen nur schwer diskutablen Bekenntnissen mit Glaubenscha-
rakter (»Mit dem Menschsein ist auch das Schuldprinzip gege-
ben« [Arthur Kaufmann 1961, 117]) rationale und nachvollzieh-
bare Gründe gibt, das Schuldprinzip trOtz seiner dunklen Her-
kunft und vagen Bedeutung im Strafrecht beizubehalten, wie die
Vertreter von Position (11)behaupten. Dazu ist es nützlich, sich
einmal kurz die Kontroverse zu vergegenwärtigen, aus der sich
diese Position entwickelt hat. Sie ist im wesentlichen eine aus der

Defensive heraus versuchte Klärung des rationalen Gehalts und
der überprüfbaren Funktionen des Schuldprinzips angesichts der
Angriffe von »Deterministen« und streng kriminalpolitisch aus-
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, ;gerichteten..Zwecktheorien gegen das Schuldstrafrecht und seine
Grundlagen. Dabei hatte man sich vor allem mit zwei Argumen-
ten auseinanderzusetzen: Erstens wurde eingewandt, daß ein so
folgenreicher und drastischer Eingriff, wie es die strafrechtliche
Sanktionierung durch staatliche Institutionen darstellt, unmög-
lich auf der Grundlage der umstrittenen und spekulativen »inde-
terministischen« Lehre von der menschlichen Willensfreiheit legi-
timiert und bemessen werden könne, und zweitens wurde be-
hauptet, daß ein nach wissenschaftlichen Erkenntnissen auf die
Realisierung general- und spezialpräventiver Zwecke ausgerichte-
tes Straf- oder Maßnahmerecht im Vergleich zu einem auf irratio-
nalen Fundamenten ruhenden Schuldstrafrecht ungleich effekti-
ver seine Aufgabe der »sozialen Verteidigung« erfüllen könne.

Gegenüber diesen Argumenten wurde im Laufe der Zeit folgen-
de Verteidigungslinie errichtet:

I. Es wird zugegeben, daß strafrechtliche Maßnahmen nicht auf
der Grundlage einer metaphysischen Schuldvergeltungstheorie
legitimiert werden können. Legitimationsgrundlage des Straf-
rechts kann nur seine gesellschaftliche Zweckmäßigkeit sein.
Diese schließe jedoch eine Orientierung der Strafe an dem Maß
der Schuld nicht aus.

2. Es wird zugegeben, daß ein rein nach general- und/oder
spezialpräventiven Zwecken ausgerichtetes Maßnahmerecht ef-
fektiver im Hinblick auf die Realisierung dieser kriminalpoliti-
schen Ziele sein könne, daß aber eine isolierte Verfolgung krimi-
nalpolitischer Ziele den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ange-
sichts anderer gesellschaftlicher Werte verletzen müsse. Diese
Verhältnismäßigkeit garantiere das Schuldprinzip, indem es die
Persönlichkeitsrechte des einzelnen dem staatlichen Strafan-
spruch gegenüber zur Geltung bringe. Die Schuld als notwendige
Voraussetzung und Maß der Strafe sei somit "ein rechtsstaatlich
unentbehrliches Mittel zur Begrenzung der staatlichen Strafge-
walt« (Roxin 1966, 385), dessen Funktion es nicht mehr sei, die
Strafe zu rechtfertigen, »sondern allein noch zu limitieren« (Stra-
tenwerth 1977, rr). Andererseits erlaube das Schuldprinzip eine
Verfolgung kriminalpolitischer Ziele mit ausreichender Effektivi-
tät, da es beispielsweise mit vernünftigen generalpräventiven Er-
wägungen durchaus im Einklang stünde (vgI. Noll 1966,219 ff.;
Roxin 197°, 33 ff.; 1978,3°0 ff.).

3. Es wird zugegeben, daß es sich bei dem Problem der Willens-
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freiheit um ein ungelöstes und vielleicht unlösbares Problem
handelt, dessen willkürliche Entscheidung nach der einen oder
anderen Seite nicht die Legitimationsgrundlage des Strafrechts.
sein könnte. Dieses Problem sei allerdings zweitrangig, wenn das
Schuldprinzip auf seine Funktion als Schutzprinzip im Interesse
der von strafrechtlichen Interventionen Betroffenen beschränkt
werde, denn dann gehe die Unterstellung der Willensfreiheit
nicht zu Lasten eines Täters, sondern zu seinen Gunsten und sei
damit gerechtfertigt (Roxin 1973, 320).

4. Es wird zugegeben, daß das Schuldprinzip in seiner klassi-
schen Formulierung durch metaphysische Konstruktionen ver-
dunkelt wird, aber man hofft, den Schuldbegriff im Hinblick auf
rechtswissenschaftliche Zwecke in einer präzisen und begrenzten
Weise rational deuten zu können und ihn durch eine sinnvolle
empirische Interpretation von metaphysischem Ballast zu befrei-
en, um dem Anspruch an eine intersubjektiv kontrollierbare
Verwendung juristischer Begriffe zu genügen.

Wie man dieser kurzen Aufzählung entnehmen kann, hat die
Forderung nach der Verhältnismäßigkeit staatlicher Maßnahmen
eine SchlüsseIfunktion innerhalb der Argumentation der Befür-
worter des Schuldprinzips. Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit
ist zwar seiner systematischen Struktur nach sehr einfach, gehört
aber in seiner praktischen Realisierung zu den wichtigsten politi-
schen Problemen gesellschaftlicher Organisation und hat theore-
tisch gerade in den Diskussionen über das Schuldprinzip immer
wieder zu anhaltender Verwirrung geführt, offensichtlich »weiles
ganz allgemein schwer ist, das Prinzip, staatlich-gesellschaftliche
Tätigkeit zu begrenzen, einsichtig zu machen« (Lüderssen 1975,
25)'

Das Problem der Verhältnismäßigkeit des Mitteleinsatzes stellt
sich im Prinzip schon bei jeder individuellen, zweckgerichteten
Handlung: Ich kann meine Wohnungstür eben auch dadurch
öffnen, daß ich sie regelmäßig mit der Axt zertrümmere. Nun ist
es aber so, daß man mit einer Handlung nicht nur einen bestimm-
ten, isolierten Zweck erreichen will, sondern darüber hinaus
sollen andere wichtige Ziele durch den Mitteleinsatz nicht oder
nur möglichst wenig beeinträchtigt werden, d. h. man will unlieb-
same Nebenfolgen einer zielgerichteten Handlung so gut es geht
vermeiden. Die strafrechtlichen Maßnahmen des Staates sind

insofern ein Musterbeispiel für das Problem der Verhältnismäßig-
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keit, als im kriminalrechtlichen Bereich jeder Mitteleinsatz uner-
wünschte Nebenfolgen erheblichen Ausmaßes nach sich zieht,
denn jede Maßnahme bedeutet hier einen Eingriff in die Rechte
einer Person. Deshalb gilt die Forderung der Verhältnismäßigkeit
»ganz besonders der Strafe gegenüber; denn sie ist ein zwei-
schneidiges Schwert: Rechtsgüterschutz durch Rechtsgüterverlet-
zung« (v. Liszt 19°5, 161). Eine einseitige und isolierte Verfol-
gung präventiver Zwecke durch rechtliche Institutionen müßte
unweigerlich zu einer untolerierbaren Beeinträchtigung anderer
gesellschaftlicher Ziele führen: der Schaden, den ein allein an dem
Kriterium der kriminalpolitischen Effektivität ausgerichteter Mit-
teleinsatz verursachen würde, wäre ungleich größer als sein Nut-
zen. Das Rechtsgut bedarf, so gesehen, eines doppelten Schutzes:
»durch das Strafrecht und vor dem Strafrecht, das bei übertriebe-
ner Anwendung gerade die Zustände herbeiführt, die es bekämp-
fen will« (Roxin 1966,382). Zur zeitgenössischen Illustration des
Problems sei nur auf die ausschließlich kriminalistische Ziele
berücksichtigende computergerechte Fahndung und überwa-
chung in der Bundesrepublik verwiesen. So einfach und einleuch-
tend die Forderung nach Verhältnismäßigkeit im Prinzip ist, so
wenig ist das eine Garantie für ihre tatsächliche Berücksichtigung.

Weder einfach noch ohne weiteres einleuchtend zu beantworten
ist allerdings die Frage, nach welchen Kriterien man die kriminal-
rechtlichen Interventionsmöglichkeiten des Staates im Sinne der
Verhältnismäßigkeit einschränken soll, damit sie nicht mehr
Schaden als Nutzen bringen. Unter der Voraussetzung, daß die
Gewährung von Rechtssicherheit - also die Vorhersehbarkeit und
Kalkulierbarkeit rechtlicher Maßnahmen - eine notwendige Ei-
genschaft legitimer Rechtssysteme ist, kann man in einem ersten
Schritt zumindest fordern, daß die Verhältnismäßigkeit des straf-
rechtlichen Mitteleinsatzes nicht einer einzelfallbezogenen Ab-
wägung nach jeweils variablen Kriterien überlassen bleiben darf,
sondern nach einer allgemeingültigen Regel, einem verbindlichen
Prinzip vorgenommen werden muß. Dieses Prinzip muß darüber
hinaus hinreichend präzise und bestimmt sein, damit es die
Vorhersehbarkeit der Entscheidungen rechtlicher Institutionen in
akzeptablen Grenzen ermöglicht.

Die heutigen Befürworter eines nicht-metaphysischen Schuld-
prinzips gehen davon aus - wie bereits dargestellt -, daß die
Schuld im Hinblick auf das Strafrecht das geeignete Kriterium ist,
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um eine ausgewogene Gewichtung und Berücksichtigung der
z. T. konfligierenden Ziele staatlicher Organisation zu gewährlei-
sten. Die Orientierung der Strafe an der Schuld sei begründbar
durch die Forderung der Verhältnismäßigkeit angesichts des ge-
sellschaftlichen Interesses an einer Realisierung kriminalpoliti-
scher Ziele einerseits und einer möglichst weitgehenden und
effektiven Begrenzung staatlicher Eingriffe in die individuellen
Freiheitsrechte andererseits.

In diesem Zusammenhang läßt sich auf einen Punkt hinweisen,
der im Hinblick auf die aktuelle Diskussion über das strafrecht-
liche Schuldprinzip eines Hinweises wert scheint. Wenn meine
Rekonstruktionder »Verteidigungslinie« der Befürworter eines
strafrechtlichen Schuldprinzips im wesentlichen richtig ist) dann
folgt daraus, daß die Gegner einer Schuldtheorie das entscheiden-
de Problem verfehlen) wenn sie ein Maßnahmerecht vorschlagen,
daß »an die Stelle der Schuld den Begriff der Verhältnismäßigkeit
setzt« (AS] 1975, 215). Denn der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit ist keine Alternative zum Schuldprinzip, sondern das
Schuldprinzip wird von seinen zeitgenössischen Befürwortern
gerade unter Voraussetzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes
legitimiert. Es kommt also darauf an, anstelle der Schuld ein
anderes Kriterium anzugeben, das diesen Grundsatz verwirkli-
chen kann.

Zwar ist es richtig, daß die Verteidigung des Schuldprinzips
gegen die defense sociale mit Argumenten geführt wird, »die
unabhängig vom Schuldprinzip ihren Sinn behalten. Sie fordern
ein Maß, das es erlaubt zu bestimmen, ob, wie und in welchem
Umfang der Staat auf Straftaten reagieren muß und darf mit
Maßnahmen, die als typisch kriminalrechtliche Sanktion zu klas-
sifizieren sind« (Ellscheid/Hassemer 1975, 282). Daraus folgt
aber gerade nicht, daß die Probleme gelöst sind, wenn »das
Schuldprinzip durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ersetzt«
wird (Ellscheid/Hassemer 1975, 284 f.), denn es kommt eben
darauf an, ein anderes Maß als die Schuld im Hinblick auf das
»unabhängige« Argument der Verhältnismäßigkeit zu begründen.
Eine umgekehrte Verwechslung liegt folgendem Bedenken zu-

grunde: ». . . wenn die Verhältnismäßigkeit nicht nur ein neuer
Name für die alte Sache Schuld sein soll, ist sie nicht geeignet, die
zur Bestrafung oder Nicht-Bestrafung relevanten Bereiche zu
benennen, noch weniger, sie zu gewichten« (Jakobs 1976, 7).
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~: ., NatürlichenthältderallgemeineGrundsatzderVerhältnismäßig-
keit weder die Benennung der einzelnen Zwecke, die in einer
ausgewogenen Weise berücksichtigt werden sollen, noch Krite-
rien, nach denen diese Zwecke untereinander gewichtet werden
können. Die Forderung nach Verhältnismäßigkeit besagt ja nichts
anderes, als daß, wenn eine Menge konfligierender Zwecke für
einen Handlungsbereich relevant ist, man dann ein Kriterium
finden soll, nach dem sie in einer ausgewogenen Weise Berück-
sichtigung finden können, Daß die Schuld im Bereich strafrechtli-
cher Institutionen ein solches Kriterium sein kann, bedeutet
andererseits wiederum nicht, wie Jakobs zu unterstellen scheint,
daß sie das einzige Kriterium für Verhältnismäßigkeit kriminal-
rechtlicher Interventionen sein muß.

Es kommt also darauf an, klar zwischen dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit einerseits und Vorschlägen zu seiner Ver-
wirklichung andererseits zu unterscheiden. Das Schuldprinzip ist
dann weder eine Alternative zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
noch mit ihm identisch, sondern ein bestimmtes Kriterium, nach
dem die Verhältnismäßigkeit kriminalrechtlicher Maßnahmen ge-
währleistet werden soll. Alternativen zum Schuldprinzip müssen
deshalb als alternative Kriterien für Verhältnismäßigkeit einge-
führt und begründet werden: "Dabei fragt sich vor allem, welches
die Bezugsgröße sein könnte, nach der die Verhältnismäßigkeit
der strafrechtlichen Sanktion zu bestimmen wäre« (Stratenwerth
1977, 37).
Bevor ich eine solche mögliche alternative Bezugsgröße erwäge,

möchte ich im nächsten Abschnitt untersuchen, inwieweit das
Schuldprinzip selbst den Ansprüchen seiner Befürworter gerecht
werden kann, die Funktion eines Schutzprinzips gegenüber straf-
rechtlichen Maßnahmen effektiv zu erfüllen. Erst wenn man das
Schuldprinzip in dieser Funktion beurteilen kann, weiß man, wie
hoch man die Anforderungen an eine potentielle Alternative
sinnvollerweise schrauben kann.

2.2 Die semantische Unbestimmtheit des Schuldbegriffs

Das Schuldprinzip kann als Mittel zur Begrenzung der staatlichen
Strafgewalt nur in dem Maße wirksam werden, in dem es die
sachliche Grundlage für die einzelnen Kriterien der strafrechtli-
chen Zurechnung darstellt, denn als Grenze staatlichen HandeIns
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kann es nicht unmittelbar wirken, sondern nur über eine von ihm
abgeleitete begriffliche Festlegung der einzelnen empirischen
Voraussetzungen, aufgrund derer Strafe verhängt und bemessen
wird. Diese Voraussetzungen werden im Allgemeinen Teil und
seiner Dogmatik formuliert. Die Effektivität des Schuldprinzips
als Limitierungsprinzip ist abhängig von dem Grad, in dem die
einzelnen Kriterien der strafrechtlichen Zurechnung direkt aus
ihm gefolgert werden können bzw. inwieweit sie faktisch mit ihm
konsistent sind. Damit sind zwei Fragen aufgeworfen:

1. Hat der Schuldbegriff einen eigenständigen, empirisch inter-
pretierbaren semantischen Gehalt? Denn nur wenn es sich bei
dem Schuldbegriff nicht um einen beliebig deutbaren Begriff
handelt,kannsichseinedogmatischeExplikationgegeneinseitig
an kriminalpolitischen Zweckmäßigkeitserwägungen orientierten
Zurechnungskriteriendurchsetzen.»WenndemSchuldgrundsatz
selbständige Bedeutung mindestens noch als Korrektiv gegenüber
präventiven Bedürfnissen zukommen soll, so darf er gerade nicht
auf Bedürfnisse der Prävention zurückgeführt, sondern muß auf
Sachzusammenhänge abgestützt werden« (Stratenwerth 1977,
3x).

2. Werden die tatsächlichen oder scheinbaren Konsequenzen
aus dem Schuldprinzip im Strafrecht faktisch berücksichtigt, oder
wird es in Konfliktfällen, in denen es also gerade seine Schutzwir-
kung erweisen müßte, relativ sang- und klanglos präventiven
Zwecken geopfert?

Man kann also im Hinblick auf die Limitierungsfunktion des
Schuldprinzips einen semantischen und einen faktischen Aspekt
unterscheiden. Was den faktischen Aspekt betrifft, so ist es in der
Rechtswissenschaft unumstritten, »daß der Verwirklichung des
Schuldprinzips im Strafrecht Grenzen gesetzt sind« (Stratenwerth
1977, 16). Bei der faktischen Obertretung des Schuldprinzips
handelt es sich um Fälle, in denen es selbst die Vagheit des
Schuldbegriffs nicht erlaubt, sie als Fälle schuldhaften Handeins
zu konstruieren, bei denen man auf eine staatliche Reaktion aber
dennoch nicht verzichten zu können glaubt. An erster Stelle sind
hier natürlich die Maßregeln der Sicherung und Besserung zu
nennen, die bewußt eine »Zweispurigkeit« kriminalrechtlicher
Interventionen nach sich ziehen und damit das Schuldprinzip von
vorneherein auf einen bestimmten Teil des Rechtssystems be-
schränken. Wie sehr diese Zweispurigkeit die angenommene
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Schutzfunktion des Schuldprinzips untergräbt, läßt sich daraus
entnehmen, daß eine "reine Durchführung« des Schuldprinzips
im Strafrecht u. a. mit dem Argument abgelehnt wird, daß dies
nur eine frühere »Umschaltung« auf die zweite Spur nach sich
ziehen würde und damit gerade einen Abbau rechtsstaatlicher
Garantien für den Strafrechtsunterworfenen. Zu anderen, in der
Literatur weitgehend anerkannten Fällen der faktischen Nichtbe-
achtung des Schuldprinzips gehören die unbewußte Fahrlässig-
keit, das Zufallsmoment im fahrlässigen Erfolgsdelikt, die Milde-
rung der Versuchsstrafe, die (früheren) erfolgsqualifizierten De-
likte, die außertatbestandlichen Deliktsfolgen und die objektiven
Strafbarkeitsbedingungen (vgl. Müller-Dietz 1967, 10ff.; Arthur
Kaufmann 1961, 212 ff.). Zwar gab es auch bei diesen Fällen
genügend Versuche, sie mit dem Schuldprinzip zu versöhnen,
indem man es »in das Prokrustesbett dogmatischer Verrenkungen
gesperrt« hat (Arthur Kaufmann 1961, 148)oder sich etwa auf die
»Jagd nach dem Vorsatz« bei der unbewußten Fahrlässigkeit
machte (1961, 158ff.), allgemein aber wird zugestanden, daß es
sich hier um eine offensichtliche Einschränkung des Schuldprin-
zips auf dem Hintergrund präventiver überlegungen handelt:
»Das kriminalpolitische Interesse, die Exkulpationsmöglichkei-
ten überschaubar zu gestalten und in Grenzen zu halten, trägt den
Sieg über das Schuldprinzip davon. Dieses wird praktisch nur in
gewissen Grenzen anerkannt, wiewohl es andererseits als ein
unabdingbares Prinzip entwickelt wird. Seine Unabdingbarkeit
im geltenden Strafrecht erweist sich damit als eine Fiktion«
(Ellscheid/Hassemer 1975, 275)'

Im folgenden werde ich die Fälle der faktischen übertretung des
Schuldprinzips im Strafrecht nicht weiter diskutieren; es geht mir
vielmehr um eine Analyse derjenigen strafrechtlichen Zurech-
nungskriterien, die scheinbar mit dem Schuldprinzip überein-
stimmen bzw. aus ihm gefolgert werden können. Denn nur wenn
man in der Lage wäre zu zeigen, daß einzelne Zurechnungskrite-
rien durch eine unabhängige dogmatische Explikation der Bedeu-
tungsregeln des Schuldbegriffs gewonnen werden, könnte das
Schuldprinzip eine Limitierungsfunktion gegenüber einseitigen
kriminalpolitischen Zweckmäßigkeitserwägungen ausüben, denn
ein beliebig interpretierbarer Begriff kann auch beliebigen Zwek-
ken dienstbar gemacht werden.

Daß von einer solchen kriminalpolitisch neutralen Interpreta-
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tion des Schuldbegriffs im Strafrecht nicht oder höchstens einge-
schränkt die Rede sein kann, wird heute wohl ebenfalls kaum
noch bestritten. Die Frage ist vielmehr, in welchem Ausmaß die
dogmatische Explikation des strafrechtlichen Grundbegriffs der
Schuld durch externe Gesichtspunkte geleitet wird. Die Einschät-
zungen reichen hier von dem Zugeständnis, »daß das strafrecht-
liche Schuldprinzip in seiner konkreten Ausgestaltung auch
durch Bedürfnisse der Prävention beeinflußt war« (Stratenwerth
1977, 12) und "der Zweck die Schuld einfärbt« (Jakobs 1976,7),
über die Annahme, daß der »Wertungsmaßstab«, nach dem die
Zurechnung vorgenommen wird, »im dunkeln« bleibt und
»durch das scheinbar deskriptive Kriterium des Andershandeln-
könnens nur verschleiert« wird (Roxin 1974, 175),bis hin zu der
Schlußfolgerung, daß das Schuldprinzip nur die ideologische
Funktion erfülle, kriminalpolitische Zwecke unbemerkt einflie-
ßen zu lassen (Ellscheid/Hassemer 1975, 273 ff.).

Nun wäre die bloße Tatsache, daß die juristische Interpretation
eines Begriffs sich an rechtspolitischen Zweckmäßigkeitserwä-
gungen orientiert, allein noch kein Grund zur Beunruhigung und
Kritik. Wie ich bei meiner Kritik an Fletcher versucht habe,
plausibel zu machen, hat die juristische Dogmatik geradezu die
Aufgabe, eine Bedeutungsexplikation rechtlicher Begriffe im
Hinblick auf rechtspolitische Zwecke vorzunehmen. Dieser
Spielraum hat aber dort seine Grenzen, wo der »semantische
Kern« von Begriffen sich auf bestimmte empirische Sachverhalte
und Gesetze bezieht, die auch von der juristischen Interpretation
dieses Begriffs - z. B. bei der Auslegung des Handlungsbegriffs
- berücksichtigt werden müssen, wenn man nicht in der Konse-
quenz einen Begriff erhalten will, der mit dem ursprünglichen nur
noch den Namen gemeinsam hat. Diese Grenze des Spielraums
bei der dogmatischen »Ausgestaltung« von Begriffen ist nun im
Hinblick auf den Schuldbegriff besonders wichtig, weil das
Schuldprinzip ja ausdrücklich die Funktion haben soll, kriminal-
politische Zweckerwägungen im Strafrechtssystem einzuschrän-
ken. Der semantische Gehalt des Schuldbegriffs muß also hinrei-
chend eindeutig sein, damit bei seiner dogmatischen Explikation
im Sinne einer Festlegung der einzelnen empirischen Bedingun-
gen, unter denen strafrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind,
eine rein kriminalpolitisch orientierte Interpretation verhindert
werden kann. Die Befürworter des Schuldprinzips im Sinne eines
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